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Geschäftsbereich der Bundeskanzlerin und 
des Bundeskanzleramtes 


1 . Abgeordnete 

Katrin 

Kunert 

(DIE LINKE.) 


Welche aktiven und ehemaligen Sportlerinnen 
und Sportler sind aufgrund welcher Kriterien 
vom Bundeskanzleramt zum Empfang am 
18. Dezember 2007 anlässlich des 40-jährigen 
Bestehens der Stiftung Deutsche Sporthilfe 
eingeladen worden? 


Antwort der Beauftragten der Bund-Länder-Koordination 
Staatsministerin Hildegard Müller 
vom 3. Januar 2008 

Zum Empfang am 18. Dezember 2007 wurden in Abstimmung mit 
der Stiftung Deutsche Sporthüfe (DSH) unter anderem 28 aktive und 
ehemalige, von der DSH geförderte Sportlerinnen und Sportler einge- 
laden, die zu diesem Termin verfügbar waren. Zweck der Veranstal- 
tung war es, die vierzigjährige Geschichte der DSH zu würdigen. Kri- 
terien zur Einladung der Sportlerinnen und Sportler war daher die 
Abbildung eines möglichst repräsentativen Kreises von geförderten 
Sportlerinnen und Sportlern aus unterschiedlichen Individual- und 
Mannschaftssportarten einschließlich des Behindertensports. Bei den 
aktiven Sportlerinnen und Sportlern wurden vor allem solche berück- 
sichtigt, die im Jubiläumsjahr 2007 erfolgreich waren, um deren Erfol- 
ge noch einmal zeitnah zu würdigen. 


2. Abgeordnete 

Katrin 

Kunert 

(DIE LINKE.) 


Welche aktiven und ehemaligen Sportlerinnen 
und Sportler aus den neuen Bundesländern 
wurden zu dem unter Erage 1 genannten Emp- 
fang eingeladen? 


Antwort der Beauftragten der Bund-Länder-Koordination 
Staatsministerin Hildegard Müller 
vom 3. Januar 2008 

Aus den neuen Ländern nahmen Kathrin Boron, Eranka Dietzsch, 
Andreas Dittmer, Birgit Eischer, Betty Heidler und Steffi Nerius am 
Empfang teil. 


3. Abgeordnete 

Katherina 

Reiche 

(Potsdam) 

(CDU/CSU) 

4. Abgeordnete 

Katherina 

Reiche 

(Potsdam) 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung das Potsdamer 
Stadtschloss für ein wiederaufbauwürdiges na- 
tionales Kulturdenkmal? 


Wenn ja, könnte der Wiederaufbau des Pots- 
damer Stadtschlosses vom Bund gefördert wer- 
den? 



Drucksache 16/7708 


- 2 - 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


5. Abgeordnete Wenn ja, welche Fördermöglichkeiten kom- 

Katherina men hierfür in Betracht? 

Reiche 

(Potsdam) 

(CDU/CSU) 


Antwort des Beauftragten der Bundesregierung 

für Kultur und Medien Staatsminister Bernd Neumann 

vom 10. Januar 2008 

Das Potsdamer Stadtschloss war vor seiner Zerstörung ein bedeuten- 
des Hohenzollernschloss. Der wiedererrichtete Bau wird nach dem 
geltenden Denkmalschutzrecht des zuständigen Landes Brandenburg 
kein Denkmal sein, da es sich um einen Neubau handelt. 

Das Denkmalschutzprogramm „national wertvolle Kulturdenkmäler“ 
des Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien (BKM) 
dient der Erhaltung und Pflege originaler, historischer Bausubstanz. 
Ein Neubau entspricht nicht der Zweckbestimmung dieses Pro- 
gramms und kann daher aus Mitteln des BKM nicht gefördert wer- 
den. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziaies 


6. Abgeordnete 

Katrin 

Kunert 

(DIE LINKE.) 


Hält das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales (BMAS) auch nach Vorlage des Be- 
richtes des Bundesrechnungshofs über die 
Durchführung der Grundsicherung für Arbeit- 
suchende - Angemessenheit der Leistungen 
für Unterkunft und Heizung (Bundestags- 
drucksache 16/7570) - seine Auffassung auf- 
recht, dass es keiner bundesweiten Standards 
für die Gewährung der Kosten der Unterkunft 
bedarf, und wenn ja, warum? 


7. Abgeordnete 

Katrin 

Kunert 

(DIE LINKE.) 


Wie bewertet das BMAS die zusammen- 
fassende Betrachtung und Empfehlung des 
Bundesrechnungshofs (Bundestagsdrucksache 
16/7570), und welcher Handlungsbedarf leitet 
das BMAS daraus für sich ab? 


Antwort des Staatssekretärs Franz-Josef Lersch-Mense 
vom 9. Januar 2008 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hält weiterhin daran 
fest, dass der Erlass einer Rechtsverordnung, wie er vom Bundesrech- 
nungshof gefordert wird, derzeit nicht erforderlich ist. 
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Entgegen der in Frage 6 implizierten Darstellung liegen aus Sicht des 
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales die Voraussetzungen für 
eine bundeseinheitliche Verwaltungspraxis der Träger der Grundsiche- 
rung für Arbeitsuchende zur Beurteilung der Angemessenheit der 
Kosten für Unterkunft und Heizung vor. 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales sieht - anders als der 
Bundesrechnungshof - die Ursache für die beanstandete Uneinheit- 
lichkeit der Verwaltungspraxis nicht darin, dass das geltende Recht un- 
bekannt oder nicht klar genug sei, sondern darin, dass von den um- 
setzenden Stellen und zum Teil den aufsichtsführenden Ländern vom 
geltenden Recht abgewichen wird. 

Der Erlass einer Verordnung, die regelt, nach welchen Kriterien die 
Angemessenheit der Kosten für Unterkunft und Heizung zu beurtei- 
len ist, würde nicht zwangsläufig zu einer einheitlichen Verwaltungs- 
praxis führen. Eine Rechtsverordnung würde lediglich die Regelungs- 
dichte erhöhen. Eine bundeseinheitliche Rechtsanwendung kann im 
Falle abweichender Verwaltungspraxis nur durch konsequente Aus- 
übung der Landesaufsicht sichergestellt werden. Um diese gewährleis- 
ten zu können, haben beispielsweise die Länder Bayern und Sachsen - 
sowie seit dem 1. Juli 2007 Nordrhein-Westfalen - landesgesetzlich ge- 
regelt, dass sie im Bereich der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
nicht lediglich Rechtsaufsicht, sondern auch Fachaufsicht über die 
kommunalen Träger ausüben. 

Darüber hinaus ist anzumerken, dass die vom Bundessozialgericht in 
den Urteilen vom 7. November 2006, B 7 b AS 10/06 und 18/06 auf- 
gestellten und sehr klaren Kriterien geeignet sind, die geforderten 
Mindeststandards zu dem unbestimmten Rechtsbegriff der Angemes- 
senheit der Kosten der Unterkunft und Heizung zu gewährleisten. Die 
höchstrichterliche Rechtsprechung ist von allen Trägern der Grund- 
sicherung für Arbeitsuchende zu beachten. 

Der Bundesrechnungshof fordert einerseits einheitliche und vergleich- 
bare Berechnungsgrundlagen, um auszuschließen, dass vergleichbare 
Personengruppen unterschiedlich behandelt werden. Andererseits soll 
den Leistungsträgern ausreichend Raum gelassen werden, um regiona- 
le und individuelle Besonderheiten zu berücksichtigen. Beides lässt 
sich am ehesten durch die Verwendung eines unbestimmten Rechtsbe- 
griffs erreichen. 

Eine direkte Einflussnahme des Bundes auf die kommunalen Leis- 
tungsträger dahingehend, dass diese den Begriff der Angemessenheit 
zwingend einheitlich auslegen, ist ausgeschlossen, da das Bundesminis- 
terium für Arbeit und Soziales keine Aufsicht gegenüber diesen Leis- 
tungsträgern ausübt. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
wird jedoch in der für den 24. Januar 2008 vorgesehenen Aufsichts- 
konferenz die aufsichtsführenden Länder erneut darauf hinweisen, 
dass die durch höchstrichterliche Rechtsprechung bestimmten Krite- 
rien der Angemessenheit auf kommunaler Ebene zu beachten sind. 
Die Länder haben dies aufsichtsrechtlich sicherzustellen. 
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8. Abgeordneter 

Carsten 

Müller 

(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, dass die nie- 
derländische zweite Kammer u. a. auch als 
Reaktion auf die deutsche Entscheidung für 
einen Postzusteller-Mindestlohn die zum 1. Ja- 
nuar 2008 geplante weitere Liberalisierung des 
niederländischen Postmarktes verschoben hat 
und wie bewertet die Bundesregierung in die- 
sem Zusammenhang, dass die niederländische 
Mehrheitsbeteiligung „Selektmaü“ der Deut- 
sche Post AG, die sich in Deutschland mit 
ver.di auf tarifliche Lohnuntergrenzen von 
8 bis 9,80 Euro verständigt hat, auf dem nie- 
derländischen Postmarkt mit weit darunter- 
liegenden Dumpinglöhnen am Wettbewerb 
teilnimmt (Bericht www.spiegel.de „Ein paar 
Cent für einen Brief ‘ vom 9. Dezember 2007)? 


Antwort des Staatssekretärs Franz-Josef Lersch-Mense 
vom 7. Januar 2008 

Die Bundesregierung hat die Verschiebung der Liberalisierung des 
niederländischen Postmarktes zur Kenntnis genommen. Durch die 
Einbeziehung der Brief dienstleistungsbran che in das Arbeitnehmer- 
Entsendegesetz hat Deutschland von der in der Richtlinie über die 
Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von 
Dienstleistungen vom 16. Dezember 1996 (Richtlinie 96/71/EG) ent- 
haltenen Option Gebrauch gemacht, die nationale Entsendegesetzge- 
bung im Bereich der tarifvertraglich geregelten Arbeitsbedingungen, 
insbesondere der Mindestlöhne, über den Baubereich hinaus auf ande- 
re Branchen auszuweiten. Diese Option steht allen Mitgliedstaaten of- 
fen. Die Gestaltung der Arbeitsentgelte eines in den Niederlanden täti- 
gen Unternehmens ist durch die Bundesregierung nicht zu bewerten. 


9. Abgeordneter 

Dr. Ilja 
Seifert 

(DIE LINKE.) 


Gibt es inhaltlich relevante oder andere Über- 
setzungsprobleme bei der gemeinsam von den 
deutschsprachigen Staaten zu erstellenden 
offiziellen deutschen Übersetzung der UN- 
Konvention für die Rechte behinderter Men- 
schen, und wenn ja, welche? 


Antwort des Staatssekretärs Franz-Josef Lersch-Mense 
vom 9. Januar 2008 

Der Prozess der Abstimmung der deutschen Übersetzung des Über- 
einkommens über die Rechte von Menschen mit Behinderungen und 
des Fakultativprotokolls zwischen den deutschsprachigen Ländern 
Österreich, Liechtenstein, der Schweiz und Deutschland wurde Ende 
Dezember 2007 abgeschlossen. In einem nächsten Schritt wird die 
Übersetzung zeitnah auf den Internetseiten des Bundesministeriums 
für Arbeit und Soziales eingestellt. Außerdem leitet das Bundesminis- 
terium für Arbeit und Soziales die erforderlichen Maßnahmen ein, um 
das Übereinkommen und das Fakultativprotokoll in zugänglichen 
Formaten zur Verfügung zu stellen (Gebärdensprachvideo und leichte 
Sprache). 
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10. Abgeordneter 

Dr. Ilja 
Seifert 

(DIE LINKE.) 


Welche Aktivitäten hat die Bundesregierung 
bisher zur Ratifizierung der UN-Konvention 
für die Rechte behinderter Menschen durch 
die Bundesrepublik Deutschland unternom- 
men, und wann wird diese nach derzeitiger 
Planung erfolgen? 


Antwort des Staatssekretärs Franz-Josef Lersch-Mense 
vom 8. Januar 2008 

Deutschland hat das Übereinkommen über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen und das Eakultativprotokoll am 30. März 2007 als 
ersten Schritt für eine Ratifikation unterzeichnet. Unmittelbar nach 
der Unterzeichnung hat das Auswärtige Amt in Absprache mit dem 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales die vorläufige deutsche 
Übersetzung überarbeitet. Parallel leitete das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales die notwendige Abstimmung mit den anderen 
deutsprachigen Ländern Österreich, Liechtenstein und der Schweiz 
ein. Neben diesem offiziellen Verfahren war es ein Anliegen der Bun- 
desregierung, auch das Lachwissen der verschiedenen Akteure in den 
Prozess einfiießen zu lassen. Aus diesem Grund wurden die versschie- 
denen Ressorts und die Bundesländer sowie der Deutsche Behinder- 
tenrat über eine Lachkonferenz des Deutschen Instituts für Menschen- 
rechte beteiligt. Der Prozess der Abstimmung einer einheitlichen deut- 
schen Übersetzung wurde Ende Dezember 2007 beendet. Die Ratifi- 
kation für die innerstaatliche Geltung des Übereinkommens wird 
durch ein Vertragsgesetz herbeigeführt, das der Zustimmung aller 
Bundesländer bedarf. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
hat die Arbeiten an dem Entwurf eines Vertragsgesetzes bereits aufge- 
nommen. Die Dauer der Ratifikation kann zum jetzigen Zeitpunkt 
nicht abgeschätzt werden. 


11. Abgeordneter Erfüllt die Gewerkschaft der Neuen brief- und 

Martin Zustelldienste (GNBZ) aus Sicht der Bundes- 

Zeil regierung die rechtlichen und tatsächlichen 

(EDP) Voraussetzungen für eine Gewerkschaft, ist 

aus Sicht der Bundesregierung die GNBZ da- 
durch befähigt und befugt einen eigenen Tarif- 
vertrag mit dem Arbeitgeberverband neue 
Brief- und Zustelldienste (AGV NBZ) abzu- 
schließen (bitte dies jeweils im Detail begrün- 
den)? 


Antwort des Staatssekretärs Franz-Josef Lersch-Mense 
vom 10. Januar 2008 

Der Bundesminister für Arbeit und Soziales hat den Ressorts mit 
Schreiben vom 17. Dezember 2007 dargelegt, dass der Antrag auf All- 
gemeinverbindlicherklärung von AGV NBZ und GNBZ vom 14. De- 
zember 2007 dem Erlass der geplanten Verordnung über zwingenden- 
de Arbeitsbedingungen für die Branche Briefdienstleistungen nicht 
entgegenstehe, da unter anderem die Tariffähigkeit der GNBZ nicht 
gegeben sei. 
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12. Abgeordneter 

Martin 

Zeil 

(FDP) 


Werden Briefmehrwertdienste wie taggleiche 
Postzustellung, termingetreue Zustellung oder 
Sendungsverfolgung auch von der Deutschen 
Post AG angeboten und wenn nein, begründen 
diese Mehrwertdienste aus Sicht der Bundes- 
regierung ein eigenständiges Marktsegment, 
welches nicht zwingend der durch den Deut- 
schen Bundestag verabschiedeten Neuregelung 
des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes (Bundes- 
tagsdrucksache 16/6735) unterliegt? 


13. Abgeordneter 

Martin 

Zeil 

(FDP) 


Wie viele abhängig Beschäftigte umfasst der 
Tarifvertrag zwischen GNBZ und AGV NBZ, 
welcher dem Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales zur Prüfung zugestellt wurde und 
ist damit das 50-Prozent-Quorum des Arbeit- 
nehmerentsendegesetzes für das entsprechen- 
de Marktsegment aus Sicht der Bundesregie- 
rung erfüllt? 


Antwort des Staatssekretärs Franz-Josef Lersch-Mense 
vom 10. Januar 2008 

Die Fragen 12 und 13 werden gemeinsam beantwortet: 

Qualitativ höherwertige Briefdienstleistungen im Sinne des § 51 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 des Postgesetzes, oftmals als Mehrwertbriefdienst- 
leistungen bezeichnet, wurden von den Wettbewerbern der Deutschen 
Post AG erbracht, um im lizenzpflichtigen Bereich außerhalb der Ex- 
klusivlizenz tätig werden zu können. Die Definition eines eigenen 
Marktsegments „Mehrwertdienste“ war in Anlehnung an die o. g. Re- 
gelung möglich, diese Regelung ist jedoch mit Auslaufen der Exklusiv- 
lizenz der Deutschen Post AG zum 3 1 . Dezember 2007 entfallen. 

Auch die Deutsche Post AG erbringt auf besondere Kundenwünsche 
abgestimmte Dienstleistungen. 

Unter dem im Arbeitnehmer-Entsendegesetz verwandten Begriff der 
Brief dienstleistungen ist das Befördern von Briefsendungen zu verste- 
hen. Befördern ist das Einsammeln, Weiterleiten oder Ausliefern von 
Briefsendungen an den Empfänger. Es umfasst die gesamte Wert- 
schöpfungskette vom Absender bis zum Empfänger (Bundestags- 
drucksache 16/6735, Begründung Besonderer Teil). Erfasst sind so- 
wohl Universaldienstleistungen als auch besondere Leistungsmerkma- 
le aufweisende, qualitativ höherwertige Dienstleistungen im Sinne des 
Postgesetzes. 
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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


14. Abgeordnete 

Inge 

Höger 

(DIE LINKE.) 


Welche Informationen hat die Bundesregie- 
rung zu den Gründen der Entscheidung des 
Auswärtigen Amts beziehungsweise des Bun- 
desministeriums der Verteidigung, den militär- 
politischen Berater an der Botschaft in Kabul 
vorzeitig abzulösen? 


15. Abgeordnete 

Inge 

Höger 

(DIE LINKE.) 


Gibt es einen Zusammenhang zwischen der 
vorzeitigen Ablösung und kritischen Berichten 
des militärpolitischen Beraters an das Auswär- 
tige Amt von denen einer am 3 1 . Mai 2007 in 
der ARD-Sendung Monitor zitiert wurden? 


Antwort des Staatsministers Gernot Erler 
vom 10. Januar 2008 

Es ist beabsichtigt, den militärpolitischen Berater an der deutschen 
Botschaft Kabul demnächst wieder im Geschäftsbereich des Bundes- 
ministers der Verteidigung einzusetzen. Im Übrigen behandelt die 
Bundesregierung Personalsachen vertraulich. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


16. Abgeordnete 

Sevim 
Dagdelen 
(DIE LINKE.) 


Wie bewertet die Bundesregierung vor dem 
Hintergrund der Erklärung der Europäischen 
Union zur Verwendung des Begriffs „Rassis- 
mus“ und der auch im Entwurf zu einem Na- 
tionalen Aktionsplan gegen Rassismus enthal- 
tenen Distanzierung zum Konzept der „Ras- 
sen“ die Äußerungen des Magdeburger Wis- 
senschaftlers Dr. H. R., der im Deutschlandra- 
dio in einem Interview am 4. Dezember 2007 
seine Auffassung, es gebe „genetische Unter- 
schiede zwischen Rassen“ hinsichtlich ihrer 
Intelligenz unkommentiert zum Besten gab 
(www. dradio. de)? 


Antwort des Staatssekretärs Johann Hahlen 
vom 28. Dezember 2007 

Die Bundesregierung hat ihre Haltung zur Verwendung der Begriffe 
„Rassismus“ und „Rasse“ in der Erklärung aller Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union vom 7. September 2001 klar zum Ausdruck ge- 
bracht. 
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Darin heißt es: „Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union lehnen 
kategorisch alle Lehren rassischer Überlegenheit sowie Theorien und 
Lehren ab, die darauf abzielen, die Existenz unterschiedlicher mensch- 
licher ,Rassen‘ zu behaupten.“ 

Die Programmverantwortung für das Angebot des Deutschlandradios 
liegt bei seinem Intendanten. Die Einhaltung der gesetzlich bestimm- 
ten Programmgrundsätze überprüft der Hörfunkrat des Deutschland- 
radios. Ein Einwirken der Bundesregierung auf öffentlich-rechtliche 
Rundfunkanstalten ist aus verfassungsrechtlichen Gründen wegen der 
Staatsferne des Rundfunks nicht gestattet. Es ist nicht Aufgabe der 
Bundesregierung, die Übereinstimmung von Programminhalten mit 
Programmrichtlinien oder gesetzlichen Programmbestimmungen zu 
beurteilen. 


17. Abgeordnete Wie viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

Dr. Gesine der Bundesministerien, einschließlich des Bun- 

Lötzsch despresseamtes, des Bundesrechnungshofs und 

(DIE LINKE.) des Bundesverfassungsgerichts gingen in den 

Jahren 2006 und 2007 einer Nebentätigkeit 
nach (bitte Aufgliederung nach einzelnen Bun- 
desministerien)? 


Antwort des Staatssekretärs Johann Hahlen 
vom 27. Dezember 2007 

Beamtinnen und Beamte können in einem begrenzten Umfang Neben- 
tätigkeiten ausüben (§§ 64 bis 69a des Bundesbeamtengesetzes, Ver- 
ordnung über die Nebentätigkeiten der Bundesbeamten). Grundsätz- 
lich bedarf es vor der Aufnahme einer Nebentätigkeit der ausdrückli- 
chen Genehmigung durch die Dienstvorgesetzte oder den Dienstvor- 
gesetzten. 

Nebentätigkeiten, die ihrer Natur nach keinen Konflikt mit dienstli- 
chen Interessen erwarten lassen, bedürfen vor ihrer Aufnahme keiner 
Genehmigung. Hierzu gehören Tätigkeiten, die der Privatsphäre zuzu- 
ordnen sind, aber auch schriftstellerische, wissenschaftliche, künstleri- 
sche Tätigkeiten oder Vortragstätigkeiten. Werden solche Tätigkeiten 
ausnahmsweise entgeltlich ausgeübt, sind sie jedoch der Dienstvorge- 
setzten oder dem Dienstvorgesetzten vorher anzuzeigen. Allerdings 
kann die Dienstvorgesetzte oder der Dienstvorgesetzte auch genehmi- 
gungsfreie Nebentätigkeiten, selbst wenn sie nicht anzeigepflichtig 
sind, untersagen, wenn feststeht oder mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist, dass bei ihrer Ausübung dienstli- 
che Pflichten verletzt werden. 

Eür Tarifbeschäftigte des Bundes besteht nach dem Tarifvertrag für 
den öffentlichen Dienst (TVöD) entsprechend der allgemeinen arbeits- 
rechtlichen Grundsätze die grundsätzliche Berechtigung, neben der 
Haupttätigkeit eine Nebentätigkeit auszuüben. Dementsprechend be- 
steht lediglich eine Anzeigepflicht für entgeltlich ausgeübte Nebentä- 
tigkeiten. Sie können jedoch - ebenso wie auch entgeltlich ausgeübte 
Nebentätigkeiten - eingeschränkt oder untersagt werden, wenn sie ge- 
eignet sind, die arbeitsvertraglichen Pflichten oder berechtigte Interes- 
sen des Arbeitgebers zu beeinträchtigen. 
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Zu den Nebentätigkeiten gehören auch Veröffentlichungen in Fach- 
zeitschriften und Vortragstätigkeiten. 

Die nachstehende Aufstellung gibt Auskunft über die Zahl der ange- 
zeigten und genehmigten Nebentätigkeiten für 2006 und - zum Stich- 
tag 1. Dezember 2007 - für 2007. 

N ebentätigkeiten 


Ressort 

2006 

2007 

Auswärtiges Amt' 

246 

228 

Bundesministerium des Innern 

73 

83 

Bundesministerium der Justiz 

305 

307 

Bundesministerium der Finanzen 

684 

648 

Bundesministerium für Wirtschaft und Techno- 
logie 

263 

264 

Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

129 

200 

Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucher schütz 

82 

84 

Bundesministerium der Verteidigung 

266 

235 

Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend 

32 

36 

Bundesministerium für Gesundheit 

161 

166 

Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadt- 
entwicklung 

157 

169 

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit 

51 

54 

Bundesministerium für Bildung und Forschung 

43 

44 

Bundesministerium für wirtschftliche Zusam- 
menarbeit und Entwicklung 

29 

40 

Bundesverfassungsgericht 

Keine 

Angabe 

Keine 

Angabe 

Bundesrechnungshof 

87 

78 

Bundespresseamt 

34 

41 


* Die Zahlenangaben umfassen alle einmalig erteilten und in den Jahren 2006 und 
2007 fortgeltenden Nebentätigkeitsgenehmigungen bzw. -anzeigen. 


18. Abgeordneter 

Carsten 

Müller 

(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung den starken 
Anstieg der Pensionszahlungen an ehemalige 
EU-Beamte, die im kommenden Jahr einen 
neuen Höchststand von rund 1 Mrd. Euro er- 
reichen wird und zu rund zwei Dritteln von 
den EU-Mitgliedstaaten getragen werden (Be- 
richt Berliner Morgenpost „Die EU sitzt auf 
einer Zeitbombe“ vom 5. Dezember 2007), 
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und in welcher Weise wird auf diesen auch zu- 
künftig weiterhin zu erwartenden starken An- 
stieg bei den Pensionszahlungen seitens der 
Bundesregierung auf europäischer Ebene rea- 
giert? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Bens 
vom 2. Januar 2008 

Die hohen Ausgaben im Bereich der Pensionen für EU-Bedienstete 
sind nicht zu bestreiten. Die Ausgaben haben sich von 1997 bis 2007 
nahezu vervierfacht. Die Bundesregierung verfolgt diese Entwicklung 
mit Sorge und hat bereits in der Vergangenheit gegen diese Entwick- 
lung nachdrückliche Initiativen ergriffen. Diese zeigen seit 2005 in 
Eorm eines langsameren Anstiegs der Ausgaben bereits Wirkungen. 

Bei der Reform des EG-Beamtenstatuts im Mai 2004 konnte Deutsch- 
land folgende Änderungen erreichen: 

- Das gesetzliche Pensionsalter wurde für ab dem 1. Mai 2004 einge- 
stelltes Personal von 60 auf 63 Jahre erhöht. Eür die bereits beschäf- 
tigten Bediensteten wurde eine schrittweise Anhebung des Pensions- 
alters vereinbart. 

- Abgeschafft wurde ein Bonus von 5 Prozent auf die im Alter von 60 
Jahren erworbenen Pensionsrechte bei einer Weiterbeschäftigung 
bis 65. 

- Die jährlich zu erwerbende Pensionsanwartschaft wurde für neues 
Personal von 2 Prozent auf 1,9 Prozent reduziert. 

- Der Berichtigungskoeffizient auf Pensionen wurde ebenfalls abge- 
schafft. Bisher wurde auf Pensionen, die nicht in Belgien oder Eu- 
xemburg zur Auszahlung kamen, ein Korrekturkoeffizient ange- 
wandt, um eine Anpassung der Pensionen an die Eebenshaltungs- 
kosten im jeweiligen Mitgliedstaat zu erreichen. Die in ihrem Wert 
niedrigeren länderspezifischen Koeffizienten lösen die bisher ange- 
wandten hohen hauptstadtbezogenen Koeffizienten innerhalb von 
fünf Jahren ab Mai 2004 schrittweise ab. Die Kommission beziffert 
die Einsparungen allein durch diese Maßnahme für das Haushalts- 
jahr 2004 auf 15 Mio. Euro und für das Haushaltsjahr 2009 auf 
60,4 Mio. Euro. 

- Der Beitragssatz der Beschäftigten zum Versorgungssystem wurde 
zum 1. Januar 2004 von 8,25 Prozent auf 9,25 Prozent angehoben. 
Die nächste Erhöhung erfolgte zum 1. Juli 2004 auf 9,75 Prozent. 
Seit 1. Juli 2005 beträgt der Beitragssatz 10,25 Prozent. 

Vor dem Hintergrund des bestehenden Vorschlagsmonopols der 
Kommission und der Mehrheitsverhältnisse im Rat, die stark von na- 
tionalen und ganz individuellen europäischen Interessen der Mitglied- 
staaten beeinflusst sind, stellen die im Zuge der Reform des Statuts er- 
reichten Änderungen im Pensionssystem einen Erfolg dar. Die aufge- 
führten Modifikationen reichen zwar noch nicht aus, um ein Gleichge- 
wicht zwischen Beiträgen und Pensionszahlungen für die Zukunft zu 
erreichen, sie waren aber gleichwohl ein wichtiger Schritt und ein 
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deutliches Signal an die Kommission, dass die Mitgliedstaaten nicht 
gewillt sind, der Entwicklung in diesem Bereich tatenlos zuzusehen. 

Die nächste versicherungsmathematische Bewertung des Gleichge- 
wichts des Versorgungssystems durch die Kommission erfolgt Ende 
2008. Die Bundesregierung wird den Bericht der Kommission kritisch 
prüfen und ggf. weitere Maßnahmen einfordern, um das versiche- 
rungsmathematische Gleichgewicht des Pensionssystems zu verbes- 
sern. 


19. Abgeordneter 

Dirk 

Niebel 

(EDP) 


Wie ist in den Bundesministerien und obersten 
Bundesbehörden ein betriebliches Gesund- 
heitsmanagement organisiert, um die Gesund- 
heit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu 
fördern und Eehlzeiten zu minimieren, und 
wie viel Geld wird wo dafür investiert? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Bens 
vom 9. Januar 2008 

Um die Gesundheit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu fördern 
und Eehlzeiten zu minimieren, hat die Bundesregierung am 28. Eebru- 
ar 2007 im Umsetzungsplan zum Regierungsprogramm „Zukunfts- 
orientierte Verwaltung durch Innovationen“ die ressortweite Einfüh- 
rung einer systematischen behördlichen Gesundheitsförderung be- 
schlossen. Danach sind alle Ressorts und Behörden verpflichtet, eine 
langfristig angelegte und evaluierbare Gesundheitsförderung als Be- 
standteil ihrer Personal- und Organisationsentwicklung einzuführen. 

Die frühzeitige und dauerhafte betriebliche Eörderung von Gesund- 
heit und die Stärkung des Gesundheitsbewusstseins sind zugleich Ge- 
genstand der „Modernisierungs- und Portbildungsvereinbarung“, die 
das Bundesministerium des Innern mit den Spitzenorganisationen der 
Gewerkschaften am 5. Oktober 2007 unterzeichnet hat, um gemein- 
sam Innovationen, Portbildung und Pührungskräfteentwicklung in 
der Bundesverwaltung zu fördern. 

Die Ergebnisse und Portschritte bei der behördlichen Gesundheitsför- 
derung werden im Krankenstands- und Gesundheitsförderungsbericht 
des Bundesministeriums des Innern jährlich festgestellt und im Einzel- 
nen näher bewertet. Die Organisation der Gesundheitsförderung und 
des Gesundheitsmanagements erfolgt in erster Pinie durch die Per- 
sonalabteilungen, die durch die Betriebsärztinnen und Betriebsärzte 
sowie durch Pachkräfte für Arbeitssicherheit und durch begleitende 
Arbeitskreise unterstützt werden. 

Die für die Gesundheitsförderung bereitgestellten finanziellen Mittel 
lassen sich nicht detailliert aufschlüsseln, da sie Bestandteil von zahl- 
reichen weiteren Pördermaßanhmen sind wie z. B. von Maßnahmen 
zur besseren Vereinbarkeit von Pamilie und Beruf sowie zur Wieder- 
eingliederung von Eangzeiterkrankten oder zur Eörderung des Be- 
triebssports und der Arbeitssicherheit einschließlich des Unfallschut- 
zes. Da diese übergreifenden Hilfen auch aus verschiedenen Titelan- 
sätzen finanziert werden, ist eine gesonderte Ausweisung der gesund- 
heitsbezogenen Pinanzmittel gegenwärtig nicht möglich. 
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20. Abgeordneter 
Omid 
Nouripour 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Hat das Bundesministerium des Innern vor, in 
naher Zukunft eine umfangreiche wissen- 
schaftliche Studie über Integration, Integra- 
tionsbarrieren, Religion und Einstellungen zu 
Demokratie, Rechtsstaat und politisch-religiös 
motivierter Gewalt von Menschen, die katho- 
lisch, protestantisch, freikirchlich, christlich-or- 
thodox, jüdisch, buddhistisch, hinduistisch, 
sikh, bahai oder Mitglied einer anderen Reli- 
gionsgruppe außerhalb des Islams sind - über 
den jüngst eine Studie des Bundesministeriums 
des Innern veröffentlicht wurde - in Auftrag 
zu geben, und wenn nein, warum nicht? 


Antwort des Staatssekretärs Johann Hahlen 
vom 28. Dezember 2007 

Das Bundesministerium des Innern plant für die in der Erage genann- 
ten Religionsgemeinschaften aktuell keine Studie zu integrations- und 
sicherheitsrelevanten Eragen. Zur Soziokultur der christlichen und jü- 
dischen Religionsgemeinschaften in Deutschland gibt es ausreichende 
Daten und Erkenntnisse. Die weiteren genannten Religionen spielen 
in Deutschland angesichts der geringen Zahl ihrer hier vertretenen 
Anhänger gesellschaftspolitisch kaum eine Rolle. 


21. Abgeordnete 

Petra 

Pau 

(DIE EINKE.) 


Welches Konzept bezüglich des Umfangs des 
personellen Ausbaus, der Dauer der Einsätze, 
der Ausrüstung, der Ausbildung, der Rekrutie- 
rung, der Einbindung in die Regelorganisa- 
tion, der Ereiwilligkeit des Einsatzes, der Eei- 
tung und der parlamentarischen Kontrollmög- 
lichkeit hat die Bundesregierung für den Auf- 
bau eines Pools für längerfristige Auslandsver- 
wendungen bei der Bundespolizei im Rahmen 
der Bundespolizeireform, und in welcher Eorm 
soll dies dem Parlament vor der Beschlussfas- 
sung im Deutschen Bundestag bekanntge- 
macht werden? 


Antwort des Staatssekretärs Johann Hahlen 
vom 28. Dezember 2007 

Der Erage scheint ein Missverständnis zu Grunde zu liegen. Eür län- 
gerfristige Auslandsverwendungen ist vorgesehen, beim künftigen 
Bundespolizeipräsidium einen Dienstposten- und Stellenpool - nicht 
aber einen Personalpool - einzurichten. Mit dem Dienstposten- und 
Stellenpool soll die Einienorganisation von den bisherigen Personal- 
bindungen entlastet werden. Das bedeutet, dass die Dienstposten von 
Beamten, die eine mehr als neun Monate dauernde Auslandsverwen- 
dung antreten, für diese Dauer nachbesetzt werden können. 
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22. Abgeordnete 

Petra 

Pau 

(DIE LINKE.) 


Wie hat sich die Zahl der im Ausland einge- 
setzten Polizeivollzugsbeamten und die Dauer 
der Einsätze seit 2000 entwickelt, und welche 
Defizite und Probleme der bisherigen Aus- 
landseinsätze und Missionen der Bundespoli- 
zei haben zu der Neukonzeption des Pools für 
Auslandsverwendungen geführt? 


Antwort des Staatssekretärs Johann Hahlen 
vom 28. Dezember 2007 


Zur Präge der Entwicklung der Zahl der im Ausland eingesetzten Poli- 
zeivollzugsbeamten und die Dauer der Einsätze seit 2000 wird auf die 
Antwort der Bundesregierung auf die schriftliche Präge der Abgeord- 
neten Petra Pau vom 26. August 2006 (Bundestagsdrucksache 16/ 
2445) sowie auf die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine An- 
frage der Abgeordneten Petra Pau vom 29. November 2007 - über- 
sandt durch Schreiben des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter 
Altmaier vom 13. Dezember 2007 - verwiesen. 

Ergänzend zu der dort dargestellten Entwicklung der polizeüichen 
Auslandsmissionen sind seit dem Jahr 2000 einzelne Polizeivollzugs- 
beamte (PVB) der Bundespolizei gemäß § 9 Abs. 1 BPolG zur Unter- 
stützung des Auswärtigen Amts an Dienststellen außerhalb der Bun- 
desrepublik Deutschland abgeordnet gewesen: 

3 1 . Dezember 200 1 262 PVB 

3 1 . Dezember 2002 251 PVB 

3 1 . Dezember 2003 248 PVB 

31. Dezember 2004 258 PVB 

3 1 . Dezember 2005 270 PVB 

3 1 . Dezember 2006 274 PVB 

3 1 . Dezember 2007 292 PVB. 


23. Abgeordneter 

Josef Philip 
Winkler 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Zu welchem Ergebnis hat die Prüfung der 
Bundesregierung geführt, nach Möglichkeiten 
einer zügigen Pamilienzusammenführung für 
Ehegatten von Spätaussiedlern zu suchen, die 
den betroffenen Personen den Verbleib bei ih- 
ren Pamilien ermöglicht, ohne dass sie vorü- 
bergehend zum Zwecke des Erwerbs deutscher 
Sprachkenntnisse wieder ausreisen müssen 
(siehe Antwort der Bundesregierung vom 
15. November 2007 auf Präge 3 der Bundes- 
tagsdrucksache 16/6888)? 


Antwort des Staatssekretärs Johann Hahlen 
vom 27. Dezember 2007 

Um den Besonderheiten einer Aufnahme nach dem Bundesvertriebe- 
nenrecht Rechnung zu tragen, sind die betreffenden Auslandsvertre- 
tungen gebeten worden, den Ehegatten ein Visum nach der vor dem 
28. August 2007 geltenden Rechtslage (d. h. ohne den Nachweis einfa- 
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eher Deutschkenntnisse) zu erteilen, wenn nach dem Aufenthaltsge- 
setz ein gesetzlicher Anspruch auf Ehegattennachzug besteht und die 
folgenden zwei Voraussetzungen vorliegen: Der Visumantrag muss 
noch vor der Änderung des Aufenthaltsgesetzes, also spätestens bis 
zum 27. August 2007, gestellt worden sein und der sich bereits in der 
Bundesrepublik Deutschland aufhaltenden Bezugsperson, zu der der 
Nachzug erfolgen soll, muss ein Aufnahme- oder Einbeziehungsbe- 
scheid nach dem Bundesvertriebenengesetz vor dem 28. Mai 2007 er- 
teilt worden sein. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


24. Abgeordneter 

Frank 

Schäffler 

(EDP) 


Wie wirkt sich nach Auffassung der Bundesre- 
gierung eine Änderung des § 253 Abs. 2 des 
Handelsgesetzbuchs in der Eassung des Refe- 
rentenentwurfs zum Bilanzrechtsmodernisie- 
rungsgesetz auf den Dokumentationsaufwand 
aus, und hält die Bundesregierung insbesonde- 
re künftig die Erstellung von zwei Bewertungs- 
gutachten für Pensionsrückstellungen für die 
Steuerbüanz und die Handelsbilanz für erfor- 
derlich? 


Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell 
vom 7. Januar 2008 

Mit der im Referentenentwurf eines Bilanzrechtsmodernisierungsge- 
setzes vorgeschlagenen Neufassung des § 253 Abs. 2 HGB-E sollen 
Rückstellungen künftig unter Einbeziehung aller voraussehbaren Risi- 
ken und vermuteten Verluste bewertet werden. Dazu gehört auch die 
Berücksichtigung künftiger Preis- und Kostensteigerungen. Eetzteres 
erfordert - um eine den tatsächlichen Verhältnissen entsprechende 
Darstellung der Vermögens-, Einanz- und Ertragslage zu erreichen - 
eine korrespondierende Abzinsung. Im Ergebnis soll § 253 Abs. 2 
HGB-E einen erheblichen Beitrag zu einer besseren Vergleichbarkeit 
der handelsrechtlichen Jahresabschlüsse leisten und dessen Gleichwer- 
tigkeit im Verhältnis zu einem Jahresabschluss nach internationalen 
Rechnungslegungsstandards forcieren. 

Damit soll in der Tat auch eine zukunftsorientierte, marktgerechte 
und fristenkongruente handelsrechtliche Bewertung von Pensions- 
rückstellungen ermöglicht werden. Im Hinblick auf die eventuell erfor- 
derlichen Neubewertungen ist eine Übergangsvorschrift vorgesehen, 
die die ratierliche Ansammlung von notwendig werdenden Zuführun- 
gen zu den Pensionsrückstellungen über einen Zeitraum von 15 Jah- 
ren erlaubt. 

In steuerlicher Hinsicht ist insoweit im Entwurf eines Bilanzrechtsmo- 
dernisierungsgesetzes keine Änderung vorgesehen. Die Rückstellungs- 
bewertung ist schon jetzt mit den § 6 Abs. 1 Nr. 3a und § 6a EStG für 
steuerliche Zwecke gesondert geregelt. Insoweit ändert sich mit der in 
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§ 253 Abs. 2 HGB-E vorgeschlagenen Regelung an der Notwendigkeit 
eines Bewertungsgutachtens für Pensionsrückstellungen für steuerli- 
che Zwecke nichts. 

Die vorgesehene sachgerechte Bewertung von Pensionsrückstellungen 
nach § 253 HGB-E zieht insoweit eventuell eine ergänzende Berech- 
nung für handelsrechtliche Zwecke nach sich. Da dabei grundsätzlich 
von den bereits für steuerliche Zwecke ermittelten und geprüften Rah- 
menbedingungen ausgegangen werden kann, teilweise nur ein anderer 
als der steuerlich vorgegebene Zinssatz angewandt werden muss oder 
zum Teil für die Zwecke internationaler Rechnungslegungsstandards 
ermittelten Zahlen zugrunde gelegt werden können, wird der Aufwand 
der Unternehmen hierfür aber sehr begrenzt bleiben. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


25. Abgeordneter 

Jürgen 

Koppelin 

(EDP) 


Durch welchen NATO-Partner wird nach Ab- 
zug der Einheiten der NATO-Partner Tsche- 
chien, Dänemark und Norwegen aus Afghanis- 
tan deren Kontingent ersetzt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 8. Januar 2008 

Die NATO-Partner Tschechien, Dänemark und Norwegen werden im 
Jahr 2008 keine Kräfte aus Afghanistan abziehen, sondern ihre ISAE- 
Kontingente umstrukturieren. Dadurch ergibt sich voraussichtlich kei- 
ne Reduzierung, sondern ein Aufwuchs der jeweiligen ISAE-Kontin- 
gente. 


26. Abgeordneter 

Jürgen 

Koppelin 

(PDP) 


Welche Polgen hat der Abzug der Einheiten 
aus den NATO-Staaten Tschechien, Dänemark 
und Norwegen aus Afghanistan dort für den 
Einsatz der Bundeswehr? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 8. Januar 2008 

Die Umstrukturierungen der Kontingente aus Tschechien, Dänemark 
und Norwegen erfordern auch Anpassungen im Bereich des ISAP Re- 
gionalkommandos Nord, für das Deutschland die Aufgabe als Püh- 
rungsnation übernommen hat. Erste Auswirkungen, z. B. durch Redu- 
zierung des dänischen Kontingents in Peyzabad und Verlegung dieser 
Kräfte in andere Regionen, wurden kurzfristig durch zusätzliche deut- 
sche Kräfte innerhalb der Mandatsobergrenze kompensiert. 
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Die NATO ist zudem bemüht, auf diese Veränderungen im Rahmen 
des Planungsprozesses (Force Generation Process) für die Operation 
ISAF einzugehen, z. B. durch Generierung von Einsatzkräften zum 
Erhalt der derzeit durch Norwegen gestellten „Quick Reaction Force“ 
für die ISAF Nordregion. 

Insgesamt sind die Planungen noch nicht beendet und Auswirkungen 
auf den Einsatz der Kräfte der Bundeswehr nicht abschließend zu be- 
urteilen. 


27. Abgeordneter 

Paul 

Schäfer 

(Köln) 

(DIE LINKE.) 


Haben Tornado-Flugzeuge im Vorfeld des 
Luftangriffs der ISAF auf das Zeltlager afgha- 
nischer Straßenbauarbeiter am 26. November 
2007 in der Provinz Nuristan Aufklärungsflü- 
ge unternommen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 9. Januar 2008 

Am 26. November 2007 hat kein Luftangriff der International Securi- 
ty Assistance Force (ISAF) auf ein Zeltlager afghanischer Straßenbau- 
arbeiter in der Provinz Nuristan stattgefunden. 


28. Abgeordneter 

Paul 

Schäfer 

(Köln) 

(DIE LINKE.) 


Entsprach das Vorgehen der ISAF bei diesem 
Angriff den gültigen ISAF Einsatzrichtlinien, 
und welche feindlichen Aktivitäten in dem 
Zeltlager wurden von der ISAF vor Beginn 
ihres Angriffs registriert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 9. Januar 2008 

Auf die Antwort zu Frage 27 wird verwiesen. 


29. Abgeordneter 

Paul 

Schäfer 

(Köln) 

(DIE LINKE.) 


Wie viele Einsätze wurden von den Quick 
Reaction Forces (QRF) der ISAF in den jewei- 
ligen Zuständigkeitsbereichen der Regional- 
kommandos 2007 durchgeführt (bitte aufge- 
schlüsselt nach Regionalkommando und 
QRF)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 9. Januar 2008 

Einsätze der jeweiligen Quick Reaction Forces (QRF) der Regional- 
kommandos werden auf Grundlage des ISAF Operationsplanes und 
in Verantwortung der jeweiligen Regionalkommandos durchgeführt. 
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Sie unterliegen als operative Details der Operationsführung den gel- 
tenden Geheimschutzbestimmungen. 


30. Abgeordneter 

Paul 

Schäfer 

(Köln) 

(DIE LINKE.) 


Unter welchen Bedingungen können die QRE 
eines Regionalkommandos auch im Zuständig- 
keitsbereich eines anderen Regionalkomman- 
dos eingesetzt werden, und wie oft war dies im 
Jahr 2007 der Eall (bitte unter Angabe der je- 
weiligen QRE und des Einsatzgebietes)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 9. Januar 2008 

Die QRE der Regionalkommandos können grundsätzlich auf Anfor- 
derung des Kommandeurs von ISAE im gesamten ISAE Verantwor- 
tungsbereich eingesetzt werden. Planungen und Einsätze der QRE des 
jeweiligen Regionalkommandos in anderen Regionalkommandos wer- 
den ebenfalls im Rahmen des gebilligten ISAE Operationsplanes - un- 
ter Beachtung der jeweiligen nationalen Mandate und in Verantwor- 
tung der jeweiligen Regionalkommandos - durchgeführt. Operative 
Details unterliegen den Geheimschutzbestimmungen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


31. Abgeordneter 

Dr. Ilja 
Seifert 

(DIE LINKE.) 


Auf welche Weise und in welchem Umfang 
werden nach Kenntnis der Bundesregierung 
Hüfsmittel (Unterarmstützen, Prothesen, ma- 
nuell und elektrisch betriebene Rollstühle, 
Rollatoren, Badewannenlifter, Treppenlifter 
usw.) nachgenutzt (bitte ggf getrennt nach 
Kassenarten und Ländern)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 7. Januar 2008 

Nach Produktgruppen, Kassenarten und Ländern differenzierte Da- 
ten zu Art und Weise und zum Umfang des Wiedereinsatzes von 
Hilfsmitteln in der gesetzlichen Kranken- und der sozialen Pflegeversi- 
cherung liegen der Bundesregierung nicht vor. 

Die Kranken- und Pflegekassen sowie andere im Einzelfall zuständige 
Sozialleistungsträger sind gehalten, ihren Versicherten in geeigneten 
Eällen Hilfsmittel zum Zwecke eines späteren Wiedereinsatzes leih- 
weise zu überlassen. Ob ein Wiedereinsatz sinnvoll ist, haben sie unter 
Berücksichtigung aller relevanten Kriterien in eigener Verantwortung 
zu entscheiden. Die praktische Abwicklung des Wiedereinsatzes 
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(Rückführung, Aufbereitung, Lagerung, erneute Bereitstellung, Doku- 
mentation etc.) wird in Verträgen mit Leistungserbringern geregelt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau und Stadtentwickiung 


32. Abgeordnete 
Kerstin 
Andreae 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie viele Einanzmittel stellt die Europäische 
Union im Rahmen des Ausbaus der transeuro- 
päischen Transportnetze (TEN-T-Programm) 
und anderer Eörderprogramme für den Aus- 
bau der Rheintalbahn zwischen Karlsruhe und 
Basel zur Verfügung, und in welchem Umfang 
können diese Mittel für zusätzliche Eärm- 
schutzmaßnahmen eingesetzt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 4. Januar 2008 

Die Europäische Union stellt für den Ausbau der Rheintalbahn zwi- 
schen Karlsruhe und Basel, inklusive der notwendigen Eärmschutz- 
maßnahmen, 94,5 Mio. Euro für die Haushaltsperiode 2007 bis 2013 
zur Verfügung. Der Einsatz der Mittel ist abhängig vom Baufortschritt 
und obliegt der Deutschen Bahn AG. 


33. Abgeordnete 
Kerstin 
Andreae 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Was hat die Bundesregierung bislang unter- 
nommen und was plant sie, um eine möglichst 
rasche europaweite Umrüstung des bestehen- 
den Güterwaggonbestandes zu erreichen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 4. Januar 2008 

Infolge des Nationalen Verkehrslärmschutzpakets des Bundesministe- 
riums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung hat die Bundesregie- 
rung ein Maßnahmenpaket zur Eärmminderung bei bestehenden Gü- 
terwagen vorgelegt. Entsprechend werden im Bundeshaushalt 2008 
für ein Pilot- und Innovationsprogramm - im Rahmen der für die 
Eärmsanierung an bestehenden Schienenwegen verfügbaren Mittel - 
bis zu 10 Mio. Euro bereitgestellt; insgesamt ist ein Programmvolu- 
men von bis zu 40 Mio. Euro vorgesehen. 

Das Maßnahmenpaket sieht unter anderem vor, 

- mit einem Pilotprojekt „Eeiser Rhein“ einen raschen Einstieg in die 
Umrüstung und den Einsatz leiser Wagen auf diesem hoch belaste- 
ten Korridor zu ermöglichen; 
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- mit einem Innovationsprogramm für leise K- und LL-Bremssohlen 
die Verfügbarkeit kostengünstiger Umrüstlösungen zu verbessern; 

- die Vorbereitung der Einführung eines emissionsabhängigen Tras- 
senpreissystems. 

Während der deutschen EU-Ratspräsidentschaft hat die Europäische 
Kommission die bereits in ihrer Entscheidung zur TSI Noise in Ka- 
pitel 7.4 verankerte Initiative aufgegriffen, mit allen maßgeblich 
Beteiligten auch Möglichkeiten zur Umrüstung von Güterwagen mit 
lärmarmen Verbundstoff-Bremssohlen zu erörtern. Die Kommission 
beabsichtigt, kurzfristig eine Empfehlung an die Mitgliedstaaten zur 
Umrüstung der Güterwagen-Bestandsflotte herauszugeben. Das Inno- 
vationsprogramm des Bundes setzt dabei insbesondere auf eine rasche 
Markteinführung der EE-Sohle als kostengünstige Umrüstlösung für 
bestehende Güterwagen. Anknüpfend an die Notifizierung des deut- 
schen Pilot- und Innovationsprogramms sollen weitergehende Initiati- 
ven zur Umrüstung der Bestandsflotte auf europäischer Ebene erör- 
tert werden. 


34. Abgeordneter 

Patrick 

Döring 

(PDP) 


Ist es richtig, dass, wie die Zeitschrift „Segeln“ 
in ihrer Ausgabe vom Dezember 2007 berich- 
tet, die Bundesregierung „nicht nur eine Ver- 
schärfung der Ausrüstungspflicht [. . .] sondern 
definitiv auch eine Registrierungspflicht für 
Yachten“ plant, und welche weiteren Maßnah- 
men plant oder erwägt die Bundesregierung 
derzeit zur Umsetzung der entsprechenden Be- 
schlüsse des Deutschen Bundestages (Bundes- 
tagsdrucksachen 16/5416, 16/5770)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 10. Januar 2008 

Eine Verschärfung bestehender Ausrüstungspflichten für Sportboote 
im Seebereich ist nicht geplant. Eine „Registrierungspflicht“ ist nicht 
vorgesehen. Vielmehr wird zurzeit die Einführung einer Kennzeich- 
nungspflicht für Sportboote im Seebereich analog zu der bestehenden 
Kennzeichnungspflicht von auf Binnenschifffahrtsstraßen verkehren- 
den Kleinfahrzeugen geprüft. 

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung wird 
im Prühjahr 2008 dem Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwick- 
lung des Deutschen Bundestages einen Zwischenbericht zur Umset- 
zung des Bundestagsbeschlusses „Attraktivität des Wassertourismus 
und des Wassersports stärken“ vorlegen. 


35. Abgeordnete 

Bettina 

Herlitzius 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Plant die Bundesregierung im Rahmen der 
Novellierung des Wohngeldrechts und anderer 
wohnungsrechtlicher Vorschriften eine neue 
Einteilung der Kommunen in die Mietenstu- 
fen, und wenn ja, wie sieht diese aus? 
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36. Abgeordnete 

Bettina 

Herlitzius 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Eolgen 
einer Neueinteilung in die Mietenstufen für die 
Kommunen, wie beispielsweise im Eall der 
Stadt Gelsenkirchen, die trotz ähnlichem Mie- 
tenniveau und gleicher Sozialstruktur wie die 
umliegenden Städte mit denen gemeinsame 
Elächennutzungspläne und Bebauungspläne 
bestehen, in eine schlechtere Mietenstufe ein- 
geordnet werden soll? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 3. Januar 2008 

Die Eragen 35 und 36 werden wegen ihres Sachzusammenhangs ge- 
meinsam beantwortet. 

Die ursprünglich im Referentenentwurf vorgesehene Mietenstufen- 
zuordnung wird nunmehr in dem in der parlamentarischen Beratung 
befindlichen Gesetzentwurf der Bundesregierung (Bundestagsdruck- 
sache 16/6543) nicht weiterverfolgt. 


37. Abgeordnete 

Bettina 

Herlitzius 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Auswirkungen erwartet die Bundes- 
regierung für die sozialschwachen Mieter und 
die Wohnungsbauförderung der Stadt Gelsen- 
kirchen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 3. Januar 2008 

Die vom Eand Nordrhein-Westfalen vorgenommene Anknüpfung der 
Wohnraumförderung an die Mietenstufen im Wohngeld liegt in der 
Verantwortung des Eandes. Die individuellen Auswirkungen einer 
Neufestsetzung der Mietenstufen auf die Höhe der Wohnraumförde- 
rung folgen aus der dort angewandten Eördersystematik und sind von 
Bundesseite nicht beeinflussbar. 

Im Übrigen wird auf die Antwort zu den Eragen 35 und 36 verwiesen. 


38. Abgeordneter 

Jürgen 

Klimke 

(CDU/CSU) 


Wie wird sich nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung das Mengengerüst der prognostizierten 
Zugfrequenzen und Zulängen nach der Reali- 
sierung der Eehmarnbelt-Querung auf die 
Bahnstrecke Hamburg-Eübeck/Travemünde 
in den nächsten 15 Jahren entwickeln, und wie 
sieht die erwartete Schwerpunktverteilung im 
Bereich ÖPNV, Personenverkehrszüge mit 
ICE und ECE und Güterzügen aus? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 3. Januar 2008 

Nach den im Zusammenhang mit dem Bundesverkehrswegeplan 2003 
für das Jahr 2015 erstellten Prognosen wird bei angenommener Reali- 
sierung der Festen Fehmarnbelt-Querung zwischen Hamburg-Wands- 
beck und Lübeck mit rund 200 Güterzügen und mit 80 bis 173 Perso- 
nenzügen (je nach Streckenabschnitt) gerechnet. Neuere Variantenbe- 
rechnungen aus 2006 gehen im Güterverkehr von höheren Zugauslas- 
tungen aus und führen damit für 20 1 5 im genannten Streckenabschnitt 
zu geringeren Zugzahlen (rund 140 Züge). Hierbei ist ein viergleisiger 
Ausbau zwischen Hamburg-Wandsbeck und Ahrensburg und ein drei- 
gleisiger Ausbau zwischen Ahrensburg und Bad Oldesloe unterstellt. 
Die Zahlen beziehen sich jeweils auf die tägliche Belastung der Stre- 
cke als Summe der Verkehre in beiden Richtungen. 


39. Abgeordneter 

Jürgen 

Klimke 

(CDU/CSU) 


Wann erwartet das Bundesministerium für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, dass der 
Bundesverkehrswegeplan, als Basis aller Pla- 
nungen an die geänderten Verkehrsströme, in- 
folge der Beltquerung, angepasst wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 3. Januar 2008 

Da die Feste Fehmarnbelt-Querung bereits im Zusammenhang mit 
der Erarbeitung des Bundesverkehrswegeplanes 2003 berücksichtigt 
wurde (Internationales Projekt Hamburg-Öresundregion), ergibt sich 
keine Notwendigkeit zur Anpassung des Bundesverkehrswegeplanes. 


40. Abgeordneter 

Jürgen 

Klimke 

(CDU/CSU) 


Welche Neujustierungen im Bereich des Gleis- 
baus erwartet das Bundesministerium für Ver- 
kehr, Bau und Stadtentwicklung auf der eben 
genannten Bahnstrecke, um einen störungs- 
freien S-Bahn-Betrieb im 10-bzw. 20-Minuten- 
Takt zwischen Hamburg Hbf und Ahrensburg 
bzw. Bad Oldesloe durchführen zu können, 
falls erforderlich, wann sollen zusätzliche Glei- 
se gebaut werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 3. Januar 2008 

Mögliche zusätzliche Ausbaumaßnahmen zwischen Hamburg Hbf 
und Ahrensburg bzw. Bad Oldesloe und deren wirtschaftliche Bewer- 
tung sind Gegenstand einer 2007 vom Bundesministerium für Ver- 
kehr, Bau und Stadtentwicklung in Auftrag gegebenen Untersuchung 
des Eisenbahnknotens Hamburg. Die Ergebnisse dieser Knotenunter- 
suchung werden voraussichtlich im Sommer 2008 vorliegen. Darauf 
aufbauend werden die entsprechenden Entscheidungen über einen 
Ausbau der Schienenstrecke zu treffen sein. 
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41. Abgeordneter 
Jürgen 
Klimke 

(CDU/CSU) 


Mit welchen Konzepten will die Bundesregie- 
rung den ansteigenden Lärm passiv bekämp- 
fen, gerade auch im Hinblick auf eine vierglei- 
sige Trasse, und wann werden auf dieser hoch- 
frequentierten Trasse Züge mit Flüsterbrem- 
sen ausgestattet werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 3. Januar 2008 

Die Deutsche Bahn AG hat den Auftrag, an der Strecke Hamburg- 
Lübeck Lärmsanierungsmaßnahmen zu planen und im erforderlichen 
Umfang zu realisieren. Die DB Netz AG hat im September 2007 die 
DB ProjektBau GmbH mit den entsprechenden Planungsleistungen 
beauftragt. Dabei soll noch eine aktualisierte Prognose mit einem län- 
geren Planungshorizont berücksichtigt werden. 

Lärmschutzmaßnahmen im Zuge eines Streckenausbaus werden in 
dem dann durchzuführenden Planrechtsverfahren festgelegt werden. 

Für die Verbesserung der Lärmemission bei bestehenden Güterwagen 
hat die Bundesregierung ein Maßnahmenpaket vorgelegt, das unter 
anderem Folgendes vorsieht: 

- ein Pilotprojekt „Leiser Rhein“, um einen raschen Einstieg in die 
Umrüstung und den Einsatz leiser Wagen auf diesem hoch belaste- 
ten Korridor zu ermöglichen; 

- ein Innovationsprogramm für leise K- und LL-Bremssohlen, um die 
Verfügbarkeit kostengünstiger Umrüstlösungen zu verbessern; 

- die Vorbereitung der Einführung eines emissionsabhängigen Tras- 
senpreissystems. 

Entsprechend sind bereits im Bundeshaushalt 2008 im Rahmen der 
für die Lärmsanierung an bestehenden Schienenwegen verfügbaren 
Mittel bis zu 10 Mio. Euro für das Pilot- und Innovationsprogramm 
bereitgestellt; insgesamt ist hierfür ein Programmvolumen von bis zu 
40 Mio. Euro vorgesehen. In diesem Rahmen wird eine substanzielle 
Lärmminderung in der Güterwagenflotte bis zum Jahr 2012 ange- 
strebt, die - da Güterwagen im gesamten Netz verkehren - allen Stre- 
cken zugute kommt. 


42. Abgeordnete 

Dr. Claudia 
Winterstein 

(FDP) 


Trifft es zu, dass im Haushaltsjahr 2008 im 
Rahmen des Programms „Experimenteller 
Wohnungs- und Städtebau“ (Einzelplan 12, 
Kapitel 12 27, Titelgruppe 02) 1 Mio. Euro an 
die Stadt Königs Wusterhausen zugewendet 
werden, um die Sanierung des „Sportzentrums 
Uckley“ zu fördern, und wenn ja, wie begrün- 
det die Bundesregierung die Forschungsrele- 
vanz dieser Förderung? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 3. Januar 2008 

Das Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung hat der Stadt Kö- 
nigs Wusterhausen im Dezember 2007 auf der Grundlage des Bundes- 
haushaltsplans 2007 einen Zuwendungsbescheid über 1 Mio. Euro er- 
teilt, demgemäß die Stadt im Haushaltsjahr 2008 900 000 Euro und im 
Haushaltsjahr 2009 100 000 Euro erhalten soll. Die Mittel sind zusam- 
men mit weiteren Mitteln der Stadt, des Eandkreises und des Eandes- 
sportbunds Brandenburg dazu bestimmt, die „Sport- und Begegnungs- 
stätte Uckley“ im Eand Brandenburg zu erneuern und auszubauen, 
damit dort die Integration benachteiligter Personengruppen, insbeson- 
dere von Jugendlichen und Personen mit Migrationshintergrund, 
durch Sport erprobt werden kann. 

Die Eörderung ist Teü des Eorschungsvorhabens „Sportstätten und 
Stadtentwicklung“ im Rahmen des Programms „Experimenteller 
Wohnungs- und Städtebau“. Das Eorschungsvorhaben hat zum Ziel, 
im Rahmen einer integrierten Stadtentwicklungspolitik Konzepte zu 
erstellen und Maßnahmen durchzuführen, die mit einer Neuorientie- 
rung in der Sportstättenentwicklung einhergehen, sowie die Chancen 
auszuloten, die sich über Sport für die soziale Integration erzielen las- 
sen. 


43. Abgeordnete 

Dr. Claudia 
Winterstein 

(EDP) 


Welche weiteren Maßnahmen werden im 
Haushaltsjahr 2008 aus Mitteln für den „Expe- 
rimentellen Wohnungs- und Städtebau“ finan- 
ziert, und wie hoch sind die Gesamtausgaben 
für diesen Bereich? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 3. Januar 2008 

Der Bundeshaushaltsplan 2008 sieht im Jahr 2008 für den „Experi- 
mentellen Wohnungs- und Städtebau“ einen Ansatz in Höhe von 
9,556 Mio. Euro vor. Wofür die Mittel im Einzelnen eingesetzt wer- 
den, lässt sich heute noch nicht abschließend sagen, da z. T. noch Aus- 
wahlverfahren durchgeführt werden. 


44. Abgeordnete 

Dr. Claudia 
Winterstein 

(EDP) 


Welche baulichen Mängel an den Gebäuden 
des Deutschen Bundestages im Berliner Parla- 
mentsviertel sind seit dem Jahr 2002 aufgetre- 
ten, und wie hoch waren die Kosten für deren 
Beseitigung? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 9. Januar 2008 

Eür die Gebäude des Deutschen Bundestages im Berliner Parlaments- 
viertel ist die privatrechtlich konstituierte Bundesbaugesellschaft Ber- 
lin mbH (BBB) zuständig. Die aufgetretenen Baumängel betrafen na- 
hezu alle Gewerke, schwerpunktmäßig die Eassaden und die Gebäu- 
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deautomationstechnik. Zusätzliche Kosten für die Beseitigung von 
Baumängeln sind dem Bund in der Regel nicht entstanden, da die be- 
auftragten Baufirmen die Mängelbeseitigung im Rahmen ihrer Ge- 
währleistungspflicht übernehmen müssen. Zu einigen wesentlichen 
Mängelbeseitigungsmaßnahmen wie z. B. zu dem Austausch der Fens- 
ter-/Fassadenelemente am Jakob-Kaiser-Haus stehen allerdings noch 
Gerichtsentscheide zu der Frage aus, ob es sich um einen Baumangel 
oder einen Planungsfehler handelte, und wer in welcher Höhe - Pla- 
ner oder Baufirma - für die Kosten der Mangelbeseitigung einzuste- 
hen hat. 


45. Abgeordnete 

Dr. Claudia 
Winterstein 

(FDP) 


Welche Erkenntnisse über aktuelle Mängel an 
den Gebäuden des Deutschen Bundestages 
gibt es, und mit welchen Kosten für deren Be- 
seitigung rechnet die Bundesregierung im Jahr 
2008? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 9. Januar 2008 

In 2008 werden voraussichtlich noch Mängel am Paul-Löbe-Haus und 
Marie-Elisabeth-Lüders-Haus an Teilen der komplexen Raumlufttech- 
nik, an den schwergängigen Beschlägen der großen Fenster- und Fas- 
sadentüren und an der Öffnungsmechanik der Dachoberlichter zu be- 
heben sein. Die Kosten für die Mängelbeseitigungen sind als Regress 
gegenüber der Generalplanerin angemeldet. Im Jahr 2008 rechnet die 
BBB mit einem Umfang von ca. 5 Mio. Euro, für die Risikovorsorge 
im Rahmen des Gesamttitels getroffen wurde. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
und Forschung 


46. Abgeordnete 

Priska 
Hinz 

(Herborn) 

(BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Antwort des Staatssekretärs Michael Thielen 
vom 7. Januar 2008 

Insbesondere das Bundesministerium für Bildung und Forschung 
(BMBF) - aber auch andere Ressorts - haben Projektträger zur Un- 
terstützung bei der Durchführung ihrer Ressortaufgaben bei der Pro- 
jektförderung im Rahmen der Forschungsförderung beauftragt. Die 
Fortsetzung der früheren Vergabepraxis wäre bei unveränderter 
Struktur der Projektträger in Zukunft nur bedingt vertretbar, weil u. a. 
auf der Basis der veränderten Rechtsprechung (sog. Quasi-Inhouse- 


Welche Position vertritt die Bundesregierung 
bezüglich der Ausschreibung sämtlicher Pro- 
jektträgerschaften in der zivilen Forschung, 
und gibt es Unterschiede in der Bewertung die- 
ser Frage seitens der einzelnen Ressorts? 
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Rechtsprechung) des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) eine direk- 
te Beauftragung der Helmholtz-Zentren mit Projektträger-Aufgaben 
nur unter Anwendung der vergaberechtlichen Regelungen möglich ist. 
Deshalb vertritt das BMBE die Auffassung, dass für die zukünftige 
Projektförder Struktur nach neuen Eösungswegen unter angemessener 
Berücksichtigung wettbewerblicher Aspekte gesucht werden muss. 
Das BMBE wird die anderen Bundesressorts beteiligen, um eine abge- 
stimmte Haltung der Bundesregierung sicherzustellen. 


47. Abgeordnete 

Cornelia 

Hirsch 

(DIE EINKE.) 


Welchen sozialen und rechtlichen Status haben 
Studieninteressierte, die vor Beginn ihres Stu- 
diums ein Vorpraktikum absolvieren müssen, 
während dieses Praktikums, und welche 
Schwierigkeiten können sich für sie hieraus 
beispielsweise in Bezug auf Versicherungsfra- 
gen, Kindergeld, Einanzierung des Eebensun- 
terhaltes o. Ä. ergeben? 


Antwort des Staatssekretärs Michael Thielen 
vom 7. Januar 2008 

Die Behandlung von Vorpraktika in den verschiedenen Zweigen des 
Sozialversicherungsrechts und im Kindergeldrecht sowie im Ausbil- 
dungsförderungsrecht richtet sich nicht nach einheitlichen und allge- 
meingültigen Kriterien, sondern ist abhängig von den jeweiligen spezi- 
fischen gesetzgeberischen Zielsetzungen. Differenzierungskriterien 
sind zum Teil die Entgeltlichkeit oder Unentgeltlichkeit des Prakti- 
kums, die Präge der Immatrikulation bereits während des Vorprakti- 
kums, aber (beim Kindergeld) auch die Präge, ob das Vorpraktikum 
auf einen bestimmten Beruf hinführt oder die Präge offen bleibt, wel- 
cher Beruf später ergriffen werden soll. Die Präge nach dem Status 
und nach etwaigen Schwierigkeiten lässt sich daher in dieser Allge- 
meinheit nicht beantworten. 

Ausbildungsförderungsrechtlich sind in den Studienordnungen vorge- 
schriebene Praktika unabhängig davon förderungsfähig, ob sie als 
Vor-, Zwischen- oder Anerkennungspraktika durchgeführt werden, 
wenn dieses im Zusammenhang mit dem Besuch einer Hochschule ge- 
fordert wird und der Inhalt in den Ausbildungsbestimmungen geregelt 
ist. Die Ausbüdungsförderung wird für den Eebensunterhalt und die 
Ausbildung gewährt. Eine ggf erzielte Praktikumsvergütung ist auf 
die Ausbildungsförderung anzurechnen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftiiche Zusammenarbeit und Entwickiung 


48. Abgeordneter 

Dr. Werner 

Hoyer 

(PDP) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Ent- 
scheidung der Europäischen Kommission, die 
vor der Wahl in Kenia am 27. Dezember 2007 
zunächst verschobene Überweisung von 
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40 Mio. Euro aus dem Europäischen Entwick- 
lungsfonds unmittelbar am Tag nach der Wahl 
- in das dort mittlerweüe ausgebrochene 
Chaos hinein - vorzunehmen? 


Antwort des Staatssekretärs Erich Stather 
vom 10. Januar 2008 

Die Vereinbarung über die Auszahlung von 40,6 Mio. Euro als zweite 
Tranche zur Armutsbekämpfung in Kenia (Poverty Reduction Budget 
Support Programme, PRBS II) war nach Angaben der EU-Kommis- 
sion von ihr im Rahmen des 9. Europäischen Entwicklungsfonds 
(EEE) mit dem kenianischen Einanzministerium am 28. November 
2007 schriftlich und rechtlich verbindlich vereinbart worden. Die Erei- 
gabe dieser Tranche erfolgte auf Grundlage des Abschlusses der zwei- 
ten Überprüfung des Programms der Armutsbekämpfungs- und 
Wachstumsfazilität (Poverty Reduction and Growth Eacility Program, 
PRGE) des Internationalen Währungsfonds (IWE) und der Billigung 
dieser Überprüfung durch das Direktorium des IWE im April 2007. 

Die EU-Kommission billigte die Auszahlung im November 2007 auf 
Grundlage der zufriedenstellenden Umsetzung des makroökonomi- 
schen Reformprogramms, welches dem IWE-PRGE-Programm zu- 
grunde liegt, sowie aufgrund der Erreichung der vereinbarten Indika- 
toren im Gesundheits- und Bildungsbereich. Auch die Verbesserungen 
im öffentlichen Einanzmanagement, gemessen an der Umsetzung des 
kenianischen Aktionsplans zum öffentlichen Einanzmanagement, ent- 
sprachen den vereinbarten Zielgrößen. 

Der technische Transfer der Summe erfolgte nach Angaben der EU- 
Kommission am 28. Dezember 2007, einen Tag nach den Wahlen. 
Die Bundesregierung hält den Zeitpunkt der Überweisung durch die 
EU-Kommission für politisch unsensibel. 

Im Rahmen des 10. EEE hat die EU-Kommission bereits im Oktober 
2007 auf Drängen der Bundesregierung und anderer Geber zugesagt, 
künftig vor Auszahlung von Einanzmitteln aus dem 10. EEE die in 
Nairobi vertretenen Geber zu konsultieren und den EEE-Ausschuss 
zu informieren. 

Die Bundesregierung wird deshalb darauf drängen, im Geiste dieser 
Beteiligungszusage in Zukunft auch bei Mitteln aus dem 9. EEE zu 
verfahren. 


Berlin, den 11. Januar 2008 
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